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Die digitale Rechnung  
für die Schweiz

95 %
Abdeckung
Alle grossen Banken der Schweiz bieten 
eBill an. So erhalten Sie Ihre Rechnungen 
direkt im Online Banking.

Die Lösung wird in  
der Schweiz entwickelt 
und betrieben.

Eine eBill-Rechnung schont 
Ressourcen und spart Papier. Mit 
der neuen Spende-Funktion 
können eBill-Nutzerinnen und 
-Nutzer zukünftig aktiv gemein-
nützige Projekte unterstützen.

Nachhaltigkeit  
und Spenden

Jetzt mehr erfahren auf ebill.ch 
oder direkt bei unseren Partnern

Alle können von eBill profitieren.  
Jetzt umstellen und eBill aktivieren.

Privat- und  
Geschäftskunden

Hohe
Sicherheit
Mit eBill profitieren sie von  
den hohen Sicherheitsstandards 
des Schweizer Finanzplatzes.

Hohe
Zahlungszuverlässigkeit
Rechnungen werden mit eBill pünktlicher 
bezahlt. Dadurch sind Zahlungseingänge 
besser kalkulierbar.

eBill-Transaktionen im Jahr 2024.
Jeden Monat versenden Unternehmen
Millionen von eBill-Rechnungen.

80 Mio.
Transaktionen

StarkesWachstum
Jährliches Wachstum der Transaktionen über 20 %.

setzen für ihre Rechnungsstellung bereits auf 
eBill – Tendenz steigend. Darunter die grössten 
Krankenkassen und Versicherungen, alle Schweizer 
Telecom-Anbieter sowie die Energieversorger der 
grössten Schweizer Kantone.

Viele
Unternehmen

in Mio.

50 %
Schweizer Haushalte
Mit über 3.5 Millionen Nutzerinnen 
und Nutzern erreicht eBill mittler- 
weile gut die Hälfte aller  
Schweizer Haushalte.
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Jeden Herbst wiederholt sich dieselbe Szene. 
Mit dem Fall der Blätter blühen auch die 
Forderungen der Gewerkschaften wieder auf, 
die sich ausnahmslos auf die Löhne konzentrie-
ren. Die Verhandlungen beginnen in kämpferi-
schem Ton mit Forderungen nach allgemeinen 
Lohnerhöhungen, die oft als einfacher Ausgleich 
zwischen Arbeitnehmern und Unternehmen 
dargestellt werden. Aber diese mittlerweile gut 
eingespielte saisonale Rhetorik verdeckt letzt-
endlich die tatsächlichen wirtschaftlichen 
Herausforderungen und die Vielfalt der sektora-
len Situationen.
Die Gewerkschaften neigen in ihrer 
Kommunikation dazu, ein binäres Bild zu 
zeichnen: auf der einen Seite die Arbeitnehmer, 
die unter sinkender Kaufkraft leiden, auf der 
anderen Seite die angeblich florierenden 
Unternehmen, die Gewinne einfahren, die ihre 
Führungskräfte für sich selbst behalten wür-
den. Diese vereinfachende Gegenüberstellung 
ignoriert jedoch eine wesentliche Tatsache : 
Unternehmensgewinne sind nicht gleichbedeu-
tend mit persönlicher Bereicherung, sondern 
stellen die notwendigen Ressourcen für die 
Entwicklung der Unternehmen, die Schaffung 

nachhaltiger Arbeitsplätze und die Vorbereitung 
auf die Zukunft dar. Ohne Gewinnspanne gibt 
es keine Investitionen, ohne Investitionen 
kein Wachstum, und ohne Wachstum wer-
den die Lohnerhöhungen von heute zu den 
Stellenstreichungen von morgen. 
Jedes Unternehmen, jeder Wirtschaftszweig 
entwickelt sich in einem spezifischen Umfeld : 
Einige erleben ein gutes Jahr, andere sehen 
sich mit einem rückläufigen Markt, steigen-
den Produktionskosten oder verschärftem 
Wettbewerb konfrontiert. Deshalb ist es illuso-
risch – und sogar gefährlich –, lineare, einheit-
liche Erhöhungen durchzusetzen, als ob die 
Wirtschaft ein homogener Block wäre. Was in 
der Pharmazie oder im Finanzwesen tragbar ist, 
muss nicht unbedingt auch im Bauwesen, in der 
Industrie oder in der Gastronomie tragbar sein.
Die Lohnverhandlungen müssen diesen 
Unterschieden Rechnung tragen. Es ist Aufgabe 
jeder Branche und jedes Unternehmens, seinen 
Spielraum zu bewerten und auf der Grundlage 
seiner tatsächlichen finanziellen Lage faire 
und gerechte Anpassungen zu beschliessen. 
Pauschale Forderungen, die eher auf Slogans als 
auf Zahlen basieren, könnten diejenigen schwä-
chen, die sie angeblich verteidigen sollen.
Letztendlich würden die „ Lohnverhandlungen 
im Herbst “ an Glaubwürdigkeit gewinnen, 
wenn sie mit einer klaren wirtschaftlichen 
Analyse und der Bereitschaft zu einem konst-
ruktiven Dialog einhergingen, anstatt sich wie 
ein dogmatisches Ritual zu wiederholen, bei 
dem die Lohnerhöhung zum Selbstzweck wird. 
Lohngerechtigkeit lässt sich nicht durch ein-
heitliche Prozentsätze verordnen : Sie entsteht 
durch Verantwortung, Transparenz und die 
Anerkennung der jeweiligen Gegebenheiten in 
jedem Sektor. Und auch aus diesem Grund muss 
die Einführung eines Mindestlohns im Wallis zu 
gegebener Zeit massiv abgelehnt werden !   ■

DIE LOHNVERHANDLUNGEN IM HERBST

Ein wirtschaftliches 
Ritual ohne Bezug 
zur Realität

„ Unternehmer sind die wahren Triebkräfte der Produktion; ohne sie 
würde das Kapital brachliegen und die Arbeitnehmer wären arbeitslos. “
Jean-Baptiste Say
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Yasmine Pupet
Tribune économique

Auch wenn das Projekt als Reform zur Stärkung des 
nationalen Zusammenhalts präsentiert wird, verbirgt 
es in Wirklichkeit einen kostspieligen, schwerfälligen 
Mechanismus, der den wirtschaftlichen Realitäten des 
Landes nicht gerecht wird. Der Walliser Gewerbeverband 
(WGV) ruft dazu auf, diese unrealistische Initiative 
abzulehnen. Hier sind die Gründe dafür 

Ein grosses Risiko für Produktivität und 
Beschäftigung

Schweizer Unternehmen, insbesondere KMU, arbeiten 
mit einer begrenzten Anzahl von Mitarbeitern, wobei 
jeder einzelne Mitarbeiter zählt. Durch die Einführung 
einer Dienstpflicht für alle Bürgerinnen und Bürger würde 
die Initiative jedes Jahr Zehntausende von Erwerbstätigen 
aus dem Arbeitsmarkt entfernen, ohne dass ein echter 
Bedarf für diese Arbeitskräfte besteht.
Nach Schätzungen des Bundesrats würden jedes Jahr 
70 000 Personen mobilisiert, während der tatsächliche 
Bedarf für Militär-, Zivil- und Zivilschutzdienst zusam-
men bei etwa 30 400 Personen liegt. Mit anderen Worten: 
Mehr als die Hälfte der dienstpflichtigen Personen hätte 
keine sinnvolle Aufgabe, wäre aber dennoch von ihrem 
Arbeitsplatz abwesend.
Für KMU und Handwerksbetriebe würde dies einen 
direkten Rückgang der Produktivität und des Umsatzes 
bedeuten, und das in einem Umfeld, das ohnehin schon 
durch einen akuten Fachkräftemangel gekennzeich-

net ist. Die Unternehmen müssten entweder bestimmte 
Aktivitäten aufgeben oder hohe Kosten tragen, um diese 
Ausfälle auszugleichen.

Erhebliche zusätzliche Kosten

Der Bundesrat warnt ausdrücklich vor den massiven 
finanziellen Kosten, die die Umsetzung der Initiative 
mit sich bringen würde. Die jährlichen Ausgaben für die 
Erwerbsersatzordnung (EO) und die Militärversicherung 
würden sich auf 1,6 Milliarden Franken bzw. 320 
Millionen Franken verdoppeln. Diese Beträge wür-
den durch Lohnbeiträge von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern finanziert, was die Sozialabgaben erhö-
hen und die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
beeinträchtigen würde.

Hinzu kämen indirekte Kosten für die Wirtschaft: 
Rückgang des BIP aufgrund des vorübergehenden 
Rückgangs der Erwerbsbevölkerung, Steuerausfälle 
für die öffentlichen Haushalte und Rückgang der 
Konsumeinnahmen. Darüber hinaus müsste jede mobi-
lisierte Person ausgebildet, betreut und begleitet werden. 

Am 30. November 2025 wird das Schweizer Volk über die Volksinitiative «Für 
eine engagierte Schweiz», die sogenannte Service-Citoyen-Initiative, abstimmen. 
Dieser Text sieht vor, dass alle Schweizer Staatsangehörigen einen obligatorischen 
Dienst zugunsten der Gemeinschaft oder der Umwelt leisten müssen, sei es im 
militärischen, zivilen oder sozialen Bereich.

NEIN ZUR SERVICE-CITOYEN-INITIATIVE

Eine kostspielige und 
riskante Verpflichtung 
für die Wirtschaft

Die Service-Citoyen-Initiative geht von 
einer guten Absicht aus, würde aber zu 

einer Schwächung der Wirtschaft, einem 
massiven Anstieg der öffentlichen und 

privaten Kosten und einer beispiellosen 
Komplexität der Verwaltung führen.
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• 	sie Tausende von Menschen aus dem 
Arbeitsmarkt entfernen und damit KMU und 
Handwerk schwächen würde;

•	 sie den bereits bestehenden 
Fachkräftemangel verschärfen würde;

•	 sie hohe öffentliche und private Kosten 
verursachen würde (EO, Ausbildung, 
Betreuung).

•	 die Gefahr bestünde, dass die Kompetenzen 
der Mobilisierten nicht richtig genutzt 
würden und die Bürokratie zunähme.

DER WGV LÄDT SIE EIN, NEIN ZUR 
SERVICE-CITOYEN-INITIATIVE ZU 
STIMMEN, WEIL…

In Kürze

Nationalrätin Andrea Zryd (SP/BE) betonte, dass, wenn 
auch Frauen zum Dienst einberufen werden, zunächst 
«doppelt so viel Bürokratie wie heute erforderlich 
sein wird, um diese Personen geeigneten Einsatzorten 
zuzuweisen».
Die Gemeinden und Kantone müssten somit zusätzliches 
Personal für die Planung, Überwachung und Ausbildung 
einstellen, was zusätzliche öffentliche Kosten verursa-
chen würde, die von den Steuerzahlern zu tragen wären.

Ein falscher Fortschritt für die Gleichstellung

Die Initiative gibt vor, die Gleichstellung von Männern 
und Frauen herzustellen, indem sie die Wehrpflicht 
auf alle ausweitet. In Wirklichkeit würde diese 
Massnahme die Belastung der Frauen erhöhen, die 
bereits einen Grossteil der unbezahlten Arbeit (Pflege, 
Familienaufgaben, Freiwilligenarbeit) übernehmen. 
Solange die Gleichstellung in Beruf und Entlohnung 
nicht vollständig verwirklicht ist, stellt die Einführung 
einer Wehrpflicht für Frauen keinen Fortschritt dar, son-
dern führt zu einem zusätzlichen Ungleichgewicht.

Eine unverhältnismässige und ineffiziente Reform

Die Einführung eines universellen Bürgerdienstes 
würde einer gleichzeitigen Reform der Armee, des 
Zivilschutzes und des Zivildienstes gleichkommen, 
drei Systeme, die sich bereits im Wandel befinden. 
Anstatt den nationalen Zusammenhalt zu stärken, 
würde dies zu einer Desorganisation führen. Das Projekt 
würde einen umfangreichen, kostspieligen und star-
ren Verwaltungsapparat schaffen, ohne auf die tatsäch-
lichen Herausforderungen des Landes einzugehen: 
Arbeitskräftemangel, Energiewende, Innovation und 
Wettbewerbsfähigkeit.

Für ein freiwilliges und zielgerichtetes 
Engagement

Der WGV teilt voll und ganz die Werte des Engagements 
und der Solidarität, ist jedoch der Ansicht, dass diese 
auf Freiheit und individueller Verantwortung beruhen 
müssen.
Die Schweiz verfügt bereits über eine solide Tradition 
der Miliz und der Freiwilligenarbeit: Durch die Stärkung 
der Anreize für freiwilliges Engagement, die Aufwertung 
dieser Erfahrungen in der Ausbildung und im beruflichen 
Werdegang oder die Anerkennung der im Rahmen eines 
freiwilligen Engagements erworbenen Kompetenzen 
wird die Gesellschaft an Zusammenhalt gewinnen – 
nicht durch die Auferlegung einer kostspieligen und 
ineffizienten Verpflichtung.

Fazit

Die Service-Citoyen-Initiative geht von einer guten 
Absicht aus, würde aber zu einer Schwächung der 
Wirtschaft, einem massiven Anstieg der öffentlichen und 
privaten Kosten und einer beispiellosen Komplexität der 
Verwaltung führen.
Der WGV ruft die Wählerinnen und Wähler dazu auf, am 
30. November 2025 mit NEIN zu stimmen. Bewahren wir 
die unternehmerische Freiheit, die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer KMU und die Flexibilität des Arbeitsmarktes: 
Eine engagierte Schweiz muss auch eine pragmatische 
Schweiz bleiben.   ■
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Yasmine Pupet
Tribune économique

Unter dem Deckmantel der sozialen und klimatischen 
Gerechtigkeit schlägt der Text vor, eine Bundessteuer 
von 50 % auf Erbschaften und Schenkungen über 50 
Millionen Franken einzuführen, deren Einnahmen für 
die Klimapolitik verwendet werden sollen.
Das Umweltziel mag zwar lobenswert erscheinen, doch 
der gewählte Mechanismus würde die Steuerstabilität, die 
Unternehmensnachfolge und die Wettbewerbsfähigkeit 
des Landes gefährden. Der Walliser Gewerbeverband 
(WGV) empfiehlt daher, mit NEIN zu stimmen.

Existenzfähigkeit von KMU und Handwerk in 
Gefahr

In einem Kanton wie dem Wallis, wo Familien- und 
Handwerks-KMU den Grossteil der Wirtschaft ausma-
chen, ist die Unternehmensnachfolge ein entscheiden-
des Thema. Auf Schweizer Ebene machen KMU und 

NEIN ZUR ZUKUNFTSINITIATIVE

Keine vierte zusätzliche 
Steuer !
Nach der Debatte über den obligatorischen Bürgerdienst sorgt ein weiteres Thema, 
über das am 30. November 2025 abgestimmt wird, in Wirtschaftskreisen für grosse 
Besorgnis: Die Initiative „ Für eine soziale Klimapolitik», auch bekannt als «Initiative 
für eine Zukunft “, die von den Jungsozialisten Schweiz (JUSO) getragen wird.

Handwerksbetriebe mehr als 99 % der Wirtschaftsstruktur 
aus, und ihre Übertragung von einer Generation zur nächs-
ten ist für den Erhalt des lokalen Know-hows und die wirt-
schaftliche Stabilität von entscheidender Bedeutung. Eine 
Steuer von 50 % auf grosse Erbschaften erhöht jedoch das 
Risiko erheblich, dass Familienunternehmen verkauft oder 
aufgeteilt werden müssen, weil ihnen die Liquidität zur 
Zahlung der Steuer fehlt. 
Nach Angaben des Bundesrats könnten mehrere Tausend 
KMU davon betroffen sein. In Branchen mit gerin-
gen Margen – Handwerk, Bauwesen, Gastgewerbe, 
Landwirtschaft – basiert der Wert des Unternehmens oft 
auf Immobilien oder Sachanlagen und nicht auf liquiden 
Mitteln. 
Ein solches Szenario würde nicht nur die lokalen 
Arbeitsplätze schwächen, sondern auch die regio-
nale Innovation und die wirtschaftliche Verankerung 
der Kantone. Das Risiko ist doppelt: Verlust des 
lokalen Humankapitals und Verringerung der 
Investitionskapazitäten der KMU.
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•	 sie die Übertragung von KMU und das lokale 
Know-how gefährden würde;

•	 sie die wirtschaftliche Attraktivität der 
Schweiz schwächen würde;

•	 sie das Risiko von erheblichen Steuerausfällen 
für die Allgemeinheit mit sich bringen würde;

•	 sie die Innovation und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen bremsen würde;

•	 sie dasselbe Einkommen ein viertes Mal 
besteuern würde.

DER WGV LÄDT SIE EIN, AM  
30. NOVEMBER 2025 MIT NEIN ZU  
DIESER INITIATIVE ZU STIMMEN, WEIL…

In Kürze

Ein Angriff auf die Attraktivität und die 
wirtschaftliche Freiheit der Schweiz

Die Schweiz verdankt ihren Wohlstand einem Modell, das 
auf steuerlicher Vorhersehbarkeit, wirtschaftlicher Freiheit 
und politischer Stabilität basiert. Diese Kombination 
zieht Investoren an, fördert Innovationen und ermög-
licht es lokalen Unternehmen, sich in einem Klima des 
Vertrauens zu entwickeln. Die Einführung einer solchen 
Erbschaftssteuer würde dieses Gleichgewicht zerstören.
Wie economiesuisse feststellt, «beruht unser Wohlstand auf 
der wirtschaftlichen Freiheit». Wenn diese eingeschränkt 
wird, leiden Wachstum, Beschäftigung und Löhne darun-
ter. Durch die Schaffung grosser steuerlicher Unsicherheit 
würde die Initiative Unternehmensverlagerungen, 
Kapitalflucht und Investitionsrückgänge begünstigen. 
Weniger Investitionen, weniger Innovation, weniger neue 
Arbeitsplätze.

Die internationalen Beispiele sprechen eine klare 
Sprache: In Ländern mit hoher Erbschaftssteuer haben 
viele Unternehmen ihren Steuersitz in wettbewerbs-
fähigere Umgebungen verlegt. Ein solcher Trend in der 
Schweiz würde der Innovation, die bereits durch den 
globalen Wettbewerb und den Mangel an qualifizierten 
Arbeitskräften unter Druck steht, direkt schaden. Dieser 
Attraktivitätsverlust hätte auch indirekte Folgen: einen 
Rückgang der Unternehmensgründungen, einen Rückgang 
der regionalen Dynamik und einen Rückgang des lokalen 
Handwerks, das ein Motor für Ausbildung und Lehre ist.

Eine kontraproduktive und kostspielige Massnahme 
für die Allgemeinheit

Das erklärte Ziel der Initiative ist die Finanzierung der 
Klimawende. Anstatt jedoch neue Einnahmen zu generie-
ren, könnte diese Initiative zu Steuerausfällen in Höhe von 
schätzungsweise 200 Millionen bis 3,6 Milliarden Franken 
pro Jahr führen. Diese steuerliche Volatilität würde die 
Wirtschaftsplanung beeinträchtigen und die Attraktivität 
der Schweizer Wirtschaft schwächen. Eine Abwanderung 
von Vermögen oder vermögenden Steuerzahlern würde die 

Einnahmen von Kantonen und Bund verringern und damit 
die finanzielle Leistungsfähigkeit des Staates schwächen, 
die Klimawende nachhaltig zu unterstützen.

Klimaschutz ja, aber mit wirtschaftlich tragbaren 
Lösungen

Der WGV teilt voll und ganz die Notwendigkeit einer 
ehrgeizigen Energiewende. Diese muss jedoch durch 
Innovation, Bildung und Investitionen vorangetrie-
ben werden, nicht durch übermässige steuerliche 
Massnahmen, die Unternehmen und Arbeitsplätze 
gefährden. Wirtschaftlicher Wohlstand und ökologi-
sche Nachhaltigkeit sind nicht unvereinbar; sie müssen 
gemeinsam in einer Logik der Zusammenarbeit und nicht 
der Opposition gedacht werden.

Fazit

Die Zukunftsinitiative greift ein echtes Problem 
an – die Klimakrise –, schlägt jedoch eine für die 
Schweizer Wirtschaft ineffiziente und gefährliche 
Lösung vor. Sie würde die Unternehmensnachfolge, die 
Wettbewerbsfähigkeit des Landes und die Stabilität der 
öffentlichen Einnahmen gefährden.
Der WGV ruft daher die Bürgerinnen und Bürger dazu auf, 
am 30. November mit NEIN zu stimmen, um eine verant-
wortungsvolle, sozial gerechte und wirtschaftlich nachhal-
tige Klimapolitik zu verteidigen.   ■

Die Zukunftsinitiative greift ein echtes 
Problem an – die Klimakrise –, schlägt 

jedoch eine für die Schweizer Wirtschaft 
ineffiziente und gefährliche Lösung vor. 
Sie würde die Unternehmensnachfolge, 
die Wettbewerbsfähigkeit des Landes 

und die Stabilität der öffentlichen 
Einnahmen gefährden.
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KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN

Wie soll man auf Wie soll man auf 
Unsicherheit reagieren ?Unsicherheit reagieren ?W

ir
ts

ch
af

t

Yannick Barillon
PR-Journalistin

Die Krisen folgen aufeinander, sind aber für die Schweizer 
Technologiebranche, die zu mehr als 90  % aus KMU 
besteht, nicht alle gleich. Nach der Pandemie verschär-
fen die amerikanischen Zölle die Schwierigkeiten eines 
Marktes, der bereits seit neun aufeinanderfolgenden 
Halbjahren zu kämpfen hat. 
Philippe Cordonier, Verantwortlicher für die Romandie bei 
Swissmem, unterstreicht die Brisanz der Situation: „ Ich 
habe das Gefühl, dass unsere Behörden die Dringlichkeit 
unterschätzen. Die Vereinigten Staaten machen 
15  % unseres Marktanteils aus. 75  % der Swissmem-
Unternehmen sind von diesen Zusatzzöllen betroffen, und 
für sie bedeutet die Schliessung des Exports in dieses geo-
grafische Gebiet eine erhebliche Umstellung. “ 

Die Herausforderungen des starken Frankens und der 
Bürokratie 

Steiger Participations SA in Vionnaz ist in der Herstellung 
und im Verkauf von industriellen Flachstrickmaschinen tätig. 
Der CEO Pierre-Yves Bonvin berichtet : „ Unser letzter Auftrag 
vom MIT im Juni wurde noch nicht vollständig ausgeführt. 

Glücklicherweise hatten wir eine Anzahlung verlangt, aber 
die aktuellen Mehrkosten sind für den Kunden erheblich. 
Da unsere Maschinen den amerikanischen Normen ents-
prechen, würden wir im Falle eines Vertragsbruchs einen 
Verlust verzeichnen. “ Für ihn macht dieser Markt nicht den 
Grossteil seiner Exporte aus, die sich auf Europa konzen-
trieren. Das Problem liegt jedoch eher in der Stärke des 
Frankens gegenüber dem Euro. Philippe Cordonier ergänzt : 
„ Angesichts der stagnierenden Nachfrage ist dies in der Tat 
einer der Gründe für unsere Schwierigkeiten. Hinzu kommt 
heute die Stärke des Frankens gegenüber dem Dollar. Die 
Wechselkurse verringern die Gewinnspanne, bevor sie sich 
auf die Aufträge auswirken. Die zunehmende Bürokratie ver-
teuert ebenfalls die Kosten, beispielsweise im Bauwesen. “

Senkung der Produktionskosten 

Kurzfristig „ ist jedes Unternehmen verschieden, aber sie 
können handeln, indem sie ihre gesamten Kosten analysie-
ren, um die Produktionskosten zu senken “, erinnert Philippe 
Cordonier. Günstiger in der Eurozone einzukaufen, ist für 
viele Unternehmen bereits attraktiv, wie beispielsweise für 
das Unternehmen aus Vionnaz, und dies trotz der Tatsache, 
dass diese Einkäufe zu Lasten der Schweizer Zulieferer 
gehen. Eine weitere Option sind Grosseinkäufe zur 
Kostensenkung. „ Personalabbau ist eine letzte Massnahme, 
auch wenn jeder Chef Entlassungen vermeiden möchte. Die 
Verlängerung der Kurzarbeit ermöglicht es, Mitarbeiter mit-

INDUSTRIE | Das geopolitische Umfeld erschwert 
strategische Entscheidungen für KMU-Unternehmer, 
insbesondere in der Maschinenindustrie. Einige 
Lösungsansätze zur Anpassung und Begrenzung 
negativer Auswirkungen.



tel- und kurzfristig zu behalten, aber das ist nur ein Pflaster 
auf einer blutenden Wunde “, sagt der Westschweizer 
Verantwortliche von Swissmem. Er betont, dass im Jahr 
2025 90  % der Kurzarbeitsanträge aus den Bereichen 
Maschinenbau und Uhrenindustrie kamen, die zusammen 
40 % der Schweizer Exporte ausmachen. 
Schliesslich kann eine Verlagerung mittel- und langfristig in 
Betracht gezogen werden, jedoch nicht in einer Notsituation. 
Der CEO von Steiger Participations SA hat beispielsweise 

einen Teil seiner Maschinenproduktion verlagert und 
2006 einen Produktionsstandort in China gegründet. „ Die 
Maschinen, die für die Textilherstellung von H&M und Zara 
verkauft werden, werden direkt an unserem Standort in 

China produziert “, erklärt Pierre-Yves Bonvin. Möglich, aber 
im aktuellen Kontext schwieriger ist es für Unternehmen, 
den Verkaufspreis zu erhöhen, wenn der Kunde bereit ist, die 
Mehrkosten zu tragen.  

Diversifizierung und Innovation als Mittel zum 
Widerstand

Für Philippe Cordonier „ befinden wir uns in einer 
entscheidenden Phase für unsere Branche. Um in einem 
derart unsicheren Klima Risiken einzugehen, muss man 
über den Tellerrand hinausblicken. “ Unsicherheit könne 
auch als Chance gesehen werden, neue Produkte und Märkte 
zu erschliessen, meint er. Das neue Freihandelsabkommen 
mit Indien kann für bestimmte Unternehmen Hoffnung 
bringen. Pierre-Yves Bonvin hat sich für diesen Weg der 
Diversifizierung und Innovation entschieden : „ Steiger 
Participations SA hat sich für Nischenmärkte mit hoher 
Wertschöpfung entschieden. Wir verkaufen beispielsweise 
Maschinen, die Teile aus Verbundwerkstoffen für die 
Luftfahrt stricken können, und 70  % unseres Umsatzes 
stammt aus unseren Maschinen für medizinische 
Anwendungen. “ Er fährt fort : „ Um wettbewerbsfähig 
zu bleiben, versuchen wir auch, unseren Konkurrenten 
Marktanteile abzunehmen, beispielsweise in Deutschland, 
aber wir haben auch unsere Lieferkette mit einem guten 
Lieferantennetzwerk verbessert. “

➜

Pierre-Yves 
Bonvin, CEO Steiger 
Participations SA, 
in Vionnaz

11

TRIBUNE            ÉCONOMIQUE

„ Die Stagnation der Nachfrage ist in 
der Tat einer der Gründe für unsere 

Schwierigkeiten. Hinzu kommt 
derzeit die Stärke des Frankens 

gegenüber dem Dollar. Die 
Wechselkurse verringern die 
Gewinnspanne, bevor sie sich 
auf die Aufträge auswirken. 

Auch die zunehmende Bürokratie 
verteuert die Kosten. “    Philippe Cordonier
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Gutes Cashflow-Management

In diesem Zusammenhang erinnert Philippe Cordonner 
daran, dass man nicht zögern sollte, die kantonalen 
Programme zur direkten finanziellen Unterstützung oder 
Begleitung von Unternehmen in Anspruch zu nehmen. Im 
Wallis ist dies die Dienststelle für Wirtschaft, Tourismus 
und Innovation über die Wirtschaftsförderung Wallis und ihr 
Bürgschafts- und Finanzierungszentrum. 
Die Liquiditätsverwaltung ist bei weitem eine Priorität, 
um der Unsicherheit zu begegnen und nicht unvor-
bereitet zu sein. Die von den Gewerkschaften gefor-
derten Lohnerhöhungen werden für den Westschweizer 
Verantwortlichen von Swissmem kein Thema sein. Pierre-
Yves Bonvin teilt seine Erfahrungen : „ Bei Steiger SA legen 
wir nicht zu viel Bargeld in unsere Lagerbestände, die wir 
mit Vorsicht verwalten. “ Zusammen mit Philippe Cordonier 
schätzen beide, dass sich Ende 2026 eine Aufhellung des düs-
teren Himmels abzeichnen könnte, da die nach Covid wieder 
aufgefüllten Lagerbestände die Nachfrage wieder ankurbeln 
dürften, insbesondere für die Wartung von Maschinen. 

Auf die Kommunikation achten 

Um in den aktuellen Turbulenzen richtig zu handeln, ist 
schliesslich auch ein gutes Kommunikationsmanagement 
erforderlich. Zunächst einmal intern. „ Es ist wichtig, die 
Mitarbeiter zu beruhigen, beispielsweise pro Abteilung, 
wenn es zu Kurzarbeit kommt. Das ist unerlässlich, um 
Unstimmigkeiten und Unsicherheit zu vermeiden “, erklärt 
Philippe Cordonier. Pierre-Yves Bonvin pflichtet ihm bei : 

„ Wir pflegen den internen Dialog und haben die durch 
Kurzarbeit entstandenen Lohnausfälle stets ausgeglichen. 
Dank unserer Struktur und Grösse mit rund hundert 
Mitarbeitern können wir uns bei Bedarf schnell neu orga-
nisieren. “ Auch die externe Kommunikation kommt für 
den CEO von Steiger SA nicht zu kurz : „ Unsere Kunden 
sind sehr treu. Wir informieren sie regelmässig, wenn die 
Geschäfte gut laufen, aber auch, wenn es schlecht läuft. “ Er 
ist sich bewusst, dass viele seiner Kollegen erschöpft sind und 
Schwierigkeiten haben, mit der aktuellen Situation fertig zu 
werden, und gibt zu, dass er dank Nischenmärkten und sei-
ner Reaktionsfähigkeit auf neue Chancen gut zurechtkommt. 
Für Swissmem müssen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
zusammenarbeiten, um die Exporte zu sichern. In die-
sem Sinne gibt der Verband eine Reihe von Empfehlungen 

heraus. Dazu gehören beispielsweise die Verbesserung der 
Freihandelsabkommen, die Förderung von Innovationen oder 
der Abbau von Bürokratie. Die Hoffnung auf eine Erholung 
Ende 2026 ermutigt dazu, Massnahmen zu ergreifen, um die 
negativen Auswirkungen der aktuellen Einschränkungen zu 
begrenzen und neue Chancen in Betracht zu ziehen.   ■

➜

„ Steiger Participations SA hat 
sich für Nischenmärkte mit hoher 
Wertschöpfung entschieden. Wir 

verkaufen beispielsweise Maschinen, 
die Teile aus Verbundwerkstoffen für 

die Luftfahrt stricken können, und 
70 % unseres Umsatzes stammen aus 
unseren Maschinen für medizinische 

Anwendungen. “   Pierre-Yves Bonvin



Yasmine Pupet
Tribune économique

Unter dem Vorsitz von Philipp Matthias Bregy nahmen 
die Mitglieder zunächst Stellung zu den eidgenössischen 
Abstimmungen vom 30. November 2025. Der WGV empfiehlt 
eindeutig ein Nein sowohl zur „ Service-Citoyen-Initiative “, 
die eine Dienstpflicht für alle Schweizer Staatsangehörigen 
vorsieht, als auch zur „ Zukunftsinitiative “, die eine 
Bundessteuer von 50  % auf sehr grosse Erbschaften und 
Schenkungen zur Finanzierung der Klimapolitik vorsieht. 
In beiden Fällen hat der Vorstand die Risiken einer zuneh-
menden Bürokratisierung und eines Attraktivitätsverlusts 
für unser Land hervorgehoben.
Anschliessend befasste sich die Sitzung mit mehreren 
Themen der Bundespolitik, darunter die neuen Zölle der 
Vereinigten Staaten auf Schweizer Produkte, die laufende 
Vernehmlassung zu den Bilateralen 3 sowie die Initiative 
„ Keine 10-Millionen-Schweiz “. 
Die Debatten wurden durch die Teilnahme mehre-
rer National- und Ständeräte bereichert, darunter Jean-
Luc Addor, Benjamin Roduit, Sidney Kamerzin, Philippe 
Nantermod und Marianne Maret. Jeder von ihnen lie-
ferte wertvolle Erkenntnisse, sei es zum Mietwert, 
zur Weinbaupolitik, zur Revision des Bundesgesetzes 
über Schuldbetreibung und Konkurs oder zu den 
Herausforderungen im Zusammenhang mit den bilateralen 
Abkommen.

Auch der SGV war bei dieser Sitzung vertreten. Mikaël 
Huber stellte die Massnahmen zur Senkung der Debitkarten 
Gebühren vor und betonte die Notwendigkeit einer grösseren 
Transparenz im aktuellen System, während Simone Hinnen 
die laufenden nationalen Kampagnen und die zentrale Rolle 
des SGV bei der Verteidigung der Schweizer KMU erläuterte.

Auch die Arbeitsbedingungen und Löhne 2026 wurden dis-
kutiert. Die verschiedenen Berufsverbände teilten ihre 
Standpunkte mit, wobei die meisten begrenzte Anpassungen 
auf der Grundlage der Entwicklung des VPI bevorzugten und 
damit ihre Bereitschaft bekräftigten, angesichts der geringen 
Teuerung vorsichtig vorzugehen.
Nach diesem arbeitsreichen Vormittag setzten die Mitglieder 
des Rates das Treffen bei einem geselligen Mittagessen im 
Restaurant L’Entrecôte fédérale fort, bevor sie sich zu den 
SwissSkills begaben. Dieser Besuch bot die Gelegenheit, die 
jungen Talente aus dem Wallis zu unterstützen, die am natio-
nalen Berufswettbewerb teilnahmen, und daran zu erinnern, 
dass die Zukunft unserer Wirtschaft auch von der Förderung 
und Ausbildung des Nachwuchses abhängt.
Mit dieser Ratssitzung im Bundeshaus hat der WGV 
erneut ihre Fähigkeit unter Beweis gestellt, KMU in wich-
tigen politischen Fragen zu vertreten und gleichzeitig nah 
an der Realität der Unternehmer und ihrer zukünftigen 
Mitarbeitenden zu bleiben.   ■

DER WGV-RAT 

Zwischen 
Bundesangelegenheiten 
und Nachwuchsförderung

W
G

V

Der WGV-Rat traf sich am 
17. September im Bundeshaus in 
Bern und widmete seine Sitzung 
zentralen Themen für die Zukunft 
der Walliser KMU.

Die Debatten wurden durch die 
Teilnahme mehrerer National- und 

Ständeräte bereichert, darunter 
Jean-Luc Addor, Benjamin Roduit,  

Sidney Kamerzin, Philippe Nantermod 
und Marianne Maret.

14

TRIBUNE            ÉCONOMIQUE

Le
be

n 
de

r 
U

nt
er

ne
hm

en



15

TRIBUNE            ÉCONOMIQUE

FER-VS

Neue Impulse und 
gestärkter Zusammenhalt

Fédération des Entreprises romandes (FER)

Diese Ernennungen markieren einen bedeutenden 
Schritt in der Weiterentwicklung der FER, die ihre 
Rolle als politische Vertretung und Unterstützerin der 
Unternehmen der Westschweiz in einem sich wandeln-
den wirtschaftlichen Umfeld stärken will.

Stärkung des Zusammenhalts in der Westschweiz 

Für Ivan Slatkine, Präsident der FER, zeigen diese 
Ernennungen eine klare strategische Ausrichtung : „ Wir 
wollen die Zusammenarbeit zwischen den regionalen 
FER stärken und der Wirtschaft der Westschweiz in Bern 
eine starke und einheitliche Stimme verleihen. In einem 
instabilen internationalen Umfeld muss unser Verband 
Einheit, Flexibilität und Widerstandsfähigkeit beweisen. “

Die neue Leitung setzt das gemeinsame Projekt zur 
Modernisierung der FER fort und fördert die Synergien 
zwischen den regionalen Verbänden. Eine der zen-
tralen Aufgaben ist die Erneuerung des IT-Systems 
der regionalen AHV-Kassen – ein Zeichen verstärk-
ter Zusammenarbeit und einer zukunftsorientierten 
Organisation. Arnaud Bürgin betont : „ Unser Ziel ist 
es, einen dynamischen, bürgernahen Verband auf-
zubauen, der konkret auf die Herausforderungen der 
Unternehmen in der Westschweiz reagieren kann. 
Gemeinsam sind wir stark. “

Flavien Claivaz unterstreicht ebenfalls die zentrale 
Mission der FER : „ Die FER steht für eine kollektive Kraft 
im Dienste einer einfachen Idee: diejenigen zu unterstüt-
zen und zu verteidigen, die das wirtschaftliche Rückgrat 
unserer Region bilden. “

Eine kollektive Antwort auf ein anspruchsvolles 
Umfeld

Angesichts geopolitischer Spannungen und wirtschaftli-
cher Unsicherheiten bekräftigt die FER ihr Engagement 
für die Verteidigung der Interessen der Unternehmen in 
der Westschweiz. Sie bekennt sich zum bilateralen Weg 
mit der Europäischen Union und lehnt jede Initiative ab, 
die die Wirtschaftsbeziehungen der Schweiz gefährden 
oder die bilateralen Abkommen schwächen könnte.   ■

Am 19. September leitete die Fédération des entreprises romandes (FER) 
anlässlich ihrer Generalversammlung in Sitten eine strategische Wende ein, 
und übertrug die Leitung Arnaud Bürgin als neuem Generalsekretär sowie 
dem Walliser Flavien Claivaz als stellvertretendem Generalsekretär.

„ Die FER steht für eine kollektive 
Kraft im Dienste einer einfachen Idee: 

diejenigen zu unterstützen und zu 
verteidigen, die das wirtschaftliche 
Rückgrat unserer Region bilden. “   

Flavien Claivaz

Die Fédération des entreprises romandes 
(FER) umfasst sechs Arbeitgeberverbände, die 
rund 48 000 Mitgliedsunternehmen zählen. 
Als wichtige Ansprechpartnerin des Bundesrats 
nimmt die FER jedes Jahr an mehr als sechzig 
Gesetzgebungsverfahren teil und vertritt damit 
die Interessen der Westschweizer Unternehmer 
auf nationaler Ebene. Ausserdem bietet sie 
ihren Mitgliedern praxisnahe Lösungen, um 
ihnen den Alltag zu erleichtern.

D I E  F E R  I N  KÜ R Z E
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Melany Bogo 
Rechtsleiterin FER Valais

Als Verlassen der Arbeitsstelle bezeichnet man eine 
Situation, in der ein Arbeitnehmer ohne Vorankündigung 
und ohne wichtigen Grund für längere Zeit seiner 
Arbeit fernbleibt. Der Arbeitsvertrag gilt dann als vom 
Arbeitnehmer mit sofortiger Wirkung gekündigt, wenn 
seine klare und endgültige Absicht, das Arbeitsverhältnis 
zu beenden, nachgewiesen werden kann. 
In einem solchen Fall hat der Arbeitgeber Anspruch 

ARBEITSRECHT 

Verlassen der 
Arbeitsstelle : 
Was unternehmen ?
Unentschuldigtes Fehlen, plötzliches 
Verlassen des Arbeitsplatzes :  
Was sieht das Gesetz vor, wenn  
ein Arbeitnehmer ohne Begründung 
verschwindet ?

auf eine Pauschalentschädigung in Höhe eines Viertels 
des Bruttomonatslohns (gemäss Art. 337d OR). Er 
kann darüber hinaus zusätzlichen Schadenersatz 
verlangen, wenn er nachweisen kann, dass ihm ein 
höherer Schaden entstanden ist (z. B. aufgrund von 
Kundenverlusten, Rekrutierungskosten oder einer drin-
genden Ersatzbeschaffung).

Nachweis der Absicht

Damit eine Situation rechtlich als Verlassen der 
Arbeitsstelle qualifiziert werden kann, muss der 
Arbeitgeber nachweisen, dass der Arbeitnehmer einen 
bewussten, überlegten und endgültigen Willen zur 
Beendigung des Vertrags gezeigt hat. Beispielsweise 
reicht ein impulsives Weggehen des Arbeitnehmers 
oder eine blosse Verzögerung bei der Vorlage eines 
Nachweises allein nicht aus, um eine Arbeitsplatzaufgabe 
anzunehmen.
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Bei fehlender eindeutiger Absichtserklärung oder im 
Zweifelsfall, obliegt es dem Arbeitgeber, den Willen des 
Arbeitnehmers zu klären und den Nachweis darüber 
zu sichern. Wenn das Arbeitsverhältnis streitig ist oder 
unbeantwortet bleibt, ist es ratsam, eine schriftliche 
Aufforderung zu übermitteln :
•	 Durch Versenden eines Einschreibens an den 

Arbeitnehmer, in dem ihm eine angemessene Frist 
gesetzt wird, um an den Arbeitsplatz zurückzukehren 
oder seine Abwesenheit zu begründen;

•	 Unter Angabe, dass bei Ausbleiben einer ausreichend 
begründeten Antwort oder bei Nichtwiederaufnahme 
der Arbeit innerhalb der gesetzten Frist, (i) der 
Arbeitgeber davon ausgehen wird, dass der 
Arbeitnehmer seine Arbeitsstelle ungerechtfertigt 
verlassen hat, (ii) ein solches Verhalten als fristlose 
Kündigung ohne wichtigen Grund des Arbeitsvertrags 
durch den Arbeitnehmer gewertet wird (iii) und 
sich der Arbeitgeber ausdrücklich das Recht vor-
behält, die Bestimmungen von Artikel 337d OR 
geltend zu machen, insbesondere die Forderung 
einer Entschädigung in Höhe eines Viertels des 
Bruttomonatslohns sowie gegebenenfalls zusätzli-
chen Schadenersatz.

Kompensation vom Lohn

Wenn eine formelle Aufforderung zur Wiederaufnahme 
der Arbeit ohne Wirkung bleibt und das Verlassen der 
Arbeitsstelle nachgewiesen ist, kann die pauschale 
Entschädigung (¼  des  Bruttomonatslohns) direkt vom 
letzten dem Mitarbeiter geschuldeten Lohn abgezogen 
werden. Dies stellt eine gesetzliche Kompensation dar, 
die dem Arbeitgeber ein gerichtliches Verfahren erspart.
Der massgebliche Lohn, der als Grundlage für die 
Berechnung dieser Entschädigung dient, umfasst : 
•	 den Grundlohn;
•	 den 13. Monatslohn (anteilig);
•	 allfällige Naturalleistungen.
Nimmt der Arbeitgeber keine Kompensation vor, muss er 
seine Forderung innerhalb von 30 Tagen ab dem Datum 
der Arbeitsplatzaufgabe oder des Nichtantritts der Stelle 
geltend machen, entweder durch Betreibungsverfahren 
oder Klage. Diese 30-Tage-Frist ist zwingend, andernfalls 
verliert der Arbeitgeber unwiderruflich seinen Anspruch 
auf die pauschale Entschädigung.

Mögliche Reduktion der Entschädigung 
durch den Richter

Es ist zu beachten, dass der Richter, selbst wenn der 
Arbeitgeber fristgerecht handelt, nach eigenem Ermessen 

die Entschädigung herabsetzen kann, wenn der tatsächli-
che Schaden offensichtlich geringer ist als der geforderte 
Pauschalbetrag. Dem Arbeitgeber wird daher empfoh-
len, den konkret entstandenen Schaden zu dokumen-
tieren (z. B. Umstrukturierung, dringende Rekrutierung, 
Geschäftseinbussen) und rein punitive Massnahmen zu 
vermeiden.

Praktische Empfehlungen

1.	 Sofort handeln : Bei unentschuldigter Abwesenheit 
die Situation klären und dokumentieren. 
Ohne Rückmeldung oder Rechtfertigung, dem 
Arbeitnehmer eine formelle Aufforderung zur 
Arbeitsaufnahme per Einschreiben zustellen.

2.	 Beweissicherung gewährleisten : Sämtliche Kor
respondenz sowie Nachweise über die Vakanz 
der Arbeitsstelle und die Auswirkungen auf den 
Betriebsablauf sammeln.

3.	 Kompensationsmöglichkeit prüfen : Die pauschale 
Entschädigung auf den letzten Lohn anrechnen, 
sofern die Kompensation gesetzlich zulässig ist.

4.	 Frist einhalten : Innerhalb von 30 Tagen eine 
Betreibung einleiten oder das Gericht anrufen, 
wenn die Kompensation nicht möglich ist und die 
Ansprüche berechtigt erscheinen.

5.	 Rechtlichen Rat einholen : Im Zweifelsfall die 
Vorgehensweise und deren Inhalte von einem 
Arbeitsrechtsexperten prüfen lassen.

Zum Abschluss

Das Verlassen der Arbeitsstelle stellt eine Pflicht
verletzung dar, die dem Arbeitgeber unter Beachtung 
von Verhältnismässigkeit, Methodizität und Reaktions
schnelligkeit Rechte eröffnen können. Arbeitgeber soll-
ten daher Sorgfalt und Pragmatismus vereinen und 
nach Möglichkeit einen konstruktiven Dialog mit ihren 
Arbeitnehmern suchen. Ein kooperatives Vorgehen kann 
dazu beitragen, die Beweggründe des Arbeitnehmers 
besser zu verstehen und den Weg für eine nachhaltige 
Festigung der Arbeitsbeziehung zu ebnen, indem ein 
möglicher Konflikt entschärft wird.   ■

Ein kooperatives Vorgehen kann 
dazu beitragen, die Beweggründe des 

Arbeitnehmers besser zu verstehen und 
den Weg für eine nachhaltige Festigung 

der Arbeitsbeziehung zu ebnen, indem ein 
möglicher Konflikt entschärft wird.
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Dr. Alain Alberini
Partner der Anwaltskanzlei Walder Wyss SA
VMaël Azokly
Mitarbeiter der Anwaltskanzlei Walder Wyss SA 

In Deutschland und Frankreich wurden H&M und 
Amazon France Logistique mit Geldstrafen von über 30 
Millionen Euro belegt, weil sie Überwachungssysteme für 
ihre Mitarbeiter eingesetzt hatten, die als übermässig auf-
dringlich angesehen wurden.
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, ist 
es für Personalabteilungen von in der Schweiz täti-
gen Unternehmen unerlässlich, vor dem Einsatz von 
KI-gestützten Tools die folgenden Aspekte sorgfältig zu 
berücksichtigen.

Klar definierte und transparente Ziele

Vor der Einführung eines KI-Tools, das Daten von 
Mitarbeitenden oder Bewerbenden verarbeitet, muss der 
Arbeitgeber klar und nachvollziehbar festlegen, zu welchem 
Zweck das Tool eingesetzt wird. Dies können beispiels-
weise die Beschleunigung des Bewerbungsprozesses, die 
Gewährleistung der Sicherheit der Unternehmensabläufe 
oder die Unterstützung bei internen Untersuchungen sein.
Sobald diese Ziele definiert sind, muss der Arbeitgeber 
nicht nur konsequent daran festhalten, sondern auch die 
betroffenen Personen in klarer und verständlicher Weise 
darüber informieren. Dies schliesst insbesondere die 

Erläuterung der Art und Weise ein, wie das jeweilige Tool 
Daten verarbeitet – und zwar vor dessen Einsatz.
Diese Information erfolgt in der Regel in Form einer 
Datenschutzerklärung (Privacy Notice) für Mitarbeitende 
oder Bewerbende. Im Rahmen interner Untersuchungen 
kann die Mitteilung jedoch zeitweise zurückgestellt wer-
den, sofern dies durch die Erfordernisse der Untersuchung 
gerechtfertigt ist. In einem solchen Fall muss der 
Mitarbeitende über den Einsatz von KI informiert werden, 
sobald die besonderen Umstände nicht mehr bestehen.

Die Rechtfertigung und Verhältnismässigkeit des 
Einsatzes von KI 

Im Arbeitsverhältnis hat die Zustimmung von 
Mitarbeitenden oder potenziellen Bewerberenden in der 
Regel keine rechtlich belastbare Wirkung. Angesichts der 
inhärenten Asymmetrie dieses Verhältnisses wird davon 
ausgegangen, dass diese Zustimmung selten freiwillig 
von der betroffenen Person erteilt wird. Daher muss der 
Arbeitgeber nicht nur darlegen, dass der Einsatz von KI 
einem legitimen Unternehmensinteresse dient, sondern 
auch nachweisen, dass dieser Einsatz verhältnismässig ist 
und trotz der damit verbundenen Datenverarbeitung und 
möglichen Beeinträchtigungen der Persönlichkeitsrechte der 
Mitarbeitenden gerechtfertigt bleibt. 
Im weiteren Sinne sorgt der Arbeitgeber dafür, dass die 
Verarbeitung personenbezogener Daten, die durch die 
Nutzung des gewählten Tools entsteht, auf das notwen-

DIGITALE TRANSFORMATION

Künstliche Intelligenz 
im Dienste der 
Personalabteilung
Wenn sie es nicht schon ist, wird künstliche Intelligenz (KI) bald zu einem 
unverzichtbaren Wettbewerbsfaktor für KMU werden. Besonders im Personalwesen 
kann sie die Qualität und Effizienz der Bewerberauswahl verbessern, den 
Ressourceneinsatz optimieren und helfen, risikobehaftete Verhaltensweisen zu 
erkennen. Die aktuellen Ereignisse erinnern jedoch daran, wie wichtig die Einhaltung 
der gesetzlichen Rahmenbedingungen beim Einsatz von Künstlicher Intelligenz ist. In 
den Vereinigten Staaten ist das Unternehmen Workday Gegenstand einer Sammelklage 
wegen angeblicher Vorurteile im Rahmen der Personalbeschaffung. 
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dige Minimum beschränkt wird. Dazu wird das Tool so 
konfiguriert, dass nur die für den jeweiligen Zweck unbe-
dingt erforderlichen Daten verarbeitet werden und dies nur 
für die Dauer, die für den jeweiligen Zweck notwendig ist 
(Grundsatz der Datenminimierung).
Zur Veranschaulichung : Im Bereich der Überwachung von 
Mitarbeitenden wird der Arbeitgeber auf eine dauerhafte 
Überwachung verzichten. Stattdessen stellt er sicher, dass das 
eingesetzte Tool nur punktuelle und begrenzte Kontrollen 
ermöglicht – etwa zeitlich oder räumlich begrenzt – und dass 
diese in einem angemessenen Verhältnis zu den berechtig-
ten Interessen des Arbeitgebers stehen, zum Beispiel zur 
Cybersicherheit, zur Organisation der Arbeitsabläufe oder 
zur Verhinderung von Missbrauch. Soweit das verfolgte Ziel 
es erlaubt, darf die Überwachung ausschliesslich auf aggre-
gierte Daten beschränkt werden.

Das Prinzip der Datenminimierung findet auch bei der 
Personalbeschaffung Anwendung. Der Arbeitgeber wird 
dabei auf die Verarbeitung sämtlicher Daten verzichten, die 
für die ausgeschriebene Stelle objektiv irrelevant sind, wie 
beispielsweise Alter, Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit 
oder bestimmte Informationen aus den sozialen Netzwerken 
der Bewerbenden.

Die Übermittlung personenbezogener Daten 
ins Ausland

Der Arbeitgeber muss prüfen, ob durch die Nutzung der 
eingesetzten Tools personenbezogene Daten ins Ausland 
übermittelt werden oder aus dem Ausland zugänglich sind. 
Insbesondere im Bereich der KI kann die Antwort auf diese 
Frage unklar sein, weshalb eine sorgfältige Prüfung erfor-
derlich ist.
Es sei daran erinnert, dass eine grenzüberschrei-
tende Übermittlung personenbezogener Daten in 
ein Drittland nur zulässig ist, wenn dort ein ange-
messenes Datenschutzniveau besteht oder geeignete 
Schutzmassnahmen getroffen wurden. Zudem muss 
der betroffene Mitarbeitende oder Bewerbende über die 
geplante Übermittlung informiert werden.
Über die datenschutzrechtlichen Aspekte hinaus ist bei 
der Auswahl eines Dienstleisters ausserhalb der Schweiz 
zu berücksichtigen, dass die Durchsetzung vertraglicher 

Ansprüche im Falle einer Pflichtverletzung durch den 
Dienstleister in der Regel komplizierter ist, wenn sich der 
Vertragspartner im Ausland befindet.

Das Risiko automatisierter Einzelentscheidungen

KI-Tools verfügen über Lernfähigkeiten und können 
bestimmte Handlungen eigenständig ausführen, sodass 
Entscheidungen ohne menschliches Eingreifen getroffen 
werden können. Im Personalwesen kann dies beispielsweise 
die Ablehnung von Bewerbungen oder die automatische 
Verhängung einer Verwarnung gegenüber Mitarbeitenden 
nach Feststellung eines Fehlverhaltens betreffen.
Aufgrund der mit solchen Mechanismen verbundenen 
Risiken unterliegen „ automatisierte Einzelentscheidungen “ 
strengen datenschutzrechtlichen Vorschriften. Den betroffe-
nen Personen stehen daher bestimmte Rechte zu : Sie müs-
sen über den Einsatz eines solchen Mechanismus informiert 
werden, die der automatisierten Entscheidung zugrunde 
liegende Logik verstehen können, ihren Standpunkt darle-
gen und gegebenenfalls die Überprüfung der Entscheidung 
durch eine menschliche Instanz verlangen.
In diesem Zusammenhang wird dem Arbeitgeber emp-
fohlen, KI lediglich als Unterstützung für Entscheidungen 
einzusetzen. Die endgültige Entscheidung sollte stets 
bei einer verantwortlichen Person liegen, etwa einem 
Personalverantwortlichen, der die algorithmischen Ergeb
nisse vor deren Umsetzung prüfen, anpassen oder zurück-
weisen kann.

Die Notwendigkeit, Prozesse zu dokumentieren

Arbeitgeber, die KI-gestützte Tools einsetzen, müssen 
die damit verbundenen Datenverarbeitungsaktivitäten 
dokumentieren – einschliesslich der Zwecke, der 
Rechtfertigungsgründe, der vorgenommenen Einstellungen, 
der ergriffenen Minimierungsmassnahmen sowie etwaiger 
Datenübermittlungen ins Ausland –, um die Einhaltung der 
geltenden Rechtsvorschriften nachweisen zu können.
Es wird empfohlen, diese Dokumentation durch interne 
Richtlinien zu ergänzen, die nicht nur die Implementierung 
der KI im Unternehmen detailliert beschreiben, sondern 
auch die Nutzung durch Mitarbeitende so regeln, dass sie 
mit den rechtlichen Vorgaben in Einklang steht.   ■

Die endgültige Entscheidung sollte stets 
bei einer verantwortlichen Person liegen, 

etwa einem Personalverantwortlichen.
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KANTONALER WEITERBILDUNGSFONDS FÜR ERWACHSENE (KWBF)

Eine wertvolle Unterstützung 
für die WeiterbildungA

us
bi

ld
un

g

Joël Jenzer
RP-Journalist

Der Fonds wurde im Januar 2021 ins Leben gerufen, 
nachdem das Walliser Parlament im Jahr 2020 das Gesetz 
über die Weiterbildung der Erwachsenen (LFCA) verab-
schiedet hatte. „ Dieser Fonds richtet sich in erster Linie 
an Verbände und Institutionen, die Weiterbildungen 
organisieren. Er ist nicht für Privatpersonen gedacht 
– einzelne Personen werden nicht direkt subventio-
niert “, erklärt Nicolas Chablais, Präsident des Fonds. 
Die gewährten Unterstützungen konzentrieren sich ins-
besondere auf die Entwicklung und Durchführung von 
Kursen sowie ergänzenden Weiterbildungsangeboten.
„ Der Fonds soll die Aneignung von Grundkompetenzen 
fördern, Weiterbildungen unterstützen, die den 
Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt erleichtern, neue 
pädagogische Methoden einführen und allgemein die 
Erwachsenenbildung im Wallis stärken “, präzisiert David 
Genolet, Geschäftsführer des Fonds und Direktor des 
Bureau des Métiers.

Wachsende Nachfrage

Der Kantonale Weiterbildungsfonds wird von einer 
Verwaltungskommission geführt, die vom Staatsrat 
ernannt wird und aus neun Mitgliedern besteht – 
Vertretungen des Kantons, der Gemeinden sowie der 
Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden.
Wie entwickelt sich die Nachfrage nach fünf Jahren ? 
„ Zurzeit wird der Fonds noch nicht vollständig ausge-
schöpft, doch die Anzahl der Gesuche steigt kontinuier-
lich. Wir sind zuversichtlich, dass sich die Weiterbildung 
im Wallis weiterhin positiv entwickeln wird “, betont 
Nicolas Chablais.

„ Der Fonds wird jährlich mit fast einer Million Franken 
gespiesen “, ergänzt David Genolet.
Das Gesetz legt die Finanzierungsquellen genau fest: 
Der Kanton Wallis beteiligt sich jährlich mit rund 
500 000 Franken, die Gemeinden leisten einen Beitrag 
in Höhe von 20 % der kantonalen Beteiligung, während 
Arbeitnehmende, Selbstständige und Arbeitgeber den 
verbleibenden Teil übernehmen.

Seit fünf Jahren verfolgt der Kantonale 
Weiterbildungsfonds für Erwachsene 
(KWBF) das Ziel, Organisationen 
finanziell zu unterstützen, die berufliche 
Weiterbildungen und Fachkurse anbieten.

„ Der Fonds richtet sich in erster Linie 
an Verbände und Institutionen, die 
Weiterbildungen anbieten. Die 
Zahl der Gesuche steigt jedes 

Jahr, und wir hoffen, dass sich die 
Weiterbildung im Wallis weiterhin 

positiv entwickelt.“
Nicolas Chablais, KWBF-Präsident

Der kantonale Fonds ermöglichte es der 
Vereinigung Lire & Ecrire, didaktisches 
Material zu erwerben und die Ressourcen an 
die Bedürfnisse der Lernenden anzupassen.    
Sabine Papilloud/Le Nouvelliste



Weitere Informationen finden Interessierte 
auf der Website des Fonds.
Anbieter von Weiterbildungen können dort 
das vollständige Reglement einsehen und 
ihre Gesuche direkt über das Onlineformu-
lar einreichen.
Bei Fragen steht das Bureau des métiers, 
das die administrative Leitung des Fonds 
sicherstellt, gerne zur Verfügung.
 
Kantonaler Weiterbildungsfonds für 
Erwachsene (KWBF)
rue de la Dixence 20, 1950 Sion
www.fcfca-kwbf.ch
027 327 51 05

P R A K T I S C H E  H I N W E I S E

Vielfältige Unterstützungsformen

Die verfügbaren Mittel werden gezielt eingesetzt. 
Konkret kann die finanzielle Unterstützung für die 
Entwicklung eines neuen Weiterbildungsangebots bis 
zu 35 000 Franken betragen. Weitere Förderungen beste-
hen etwa für die Organisation von Fachtagungen oder 
Sensibilisierungsveranstaltungen, bei denen bis zu 10 % 
der Projektkosten übernommen werden können.

Ein Beispiel dafür ist die Vereinigung Lire et Ecrire, 
die vom Fonds unterstützt wird. Sie setzt sich gegen 
Analphabetismus ein, indem sie Erwachsenen 
Grundkompetenzen in Lesen, Schreiben, Rechnen und 
digitalen Anwendungen vermittelt. „ Im Wallis verfügen 
rund 22 % der Bevölkerung, also etwa 80 000 Erwachsene, 

nicht über ausreichende Lese- und Schreibkenntnisse 
– eine sehr hohe Zahl “, erklärt Emmanuelle Sarrasin, 
Direktorin von Lire et Ecrire Wallis.
„ Seit Beginn unserer Tätigkeit erhalten wir Unterstützung 
durch den Kantonalen Weiterbildungsfonds – diese 
macht rund ein Sechstel unseres Jahresbudgets aus. “
Eine unverzichtbare Hilfe, um jährlich rund 
200 Personen eine Ausbildung zu ermöglichen.

Anpassung an die spezifischen Bedürfnisse 
der Lernenden

Zusätzliche Unterstützung erhält Lire et Ecrire auch 
vom Dienst für Hochschulen (SHE) sowie vom Dienst 
für Bevölkerung und Migration (SPM). Diese Beiträge 
ermöglichen die Entwicklung und Durchführung von 
Kursen.
„ Unsere Einnahmen sind sehr begrenzt. Die Kurse 
kosten 60  Franken pro Monat, doch viele unserer 
Teilnehmenden können diesen Betrag nicht aufbringen. 
Ohne die finanziellen Hilfen könnten wir diese Angebote 
nicht aufrechterhalten “, so die Direktorin.
Der Fonds erlaubt es somit, neue Kurse zu schaffen, 
Lehrmittel zu entwickeln und die Angebote gezielt an die 
Bedürfnisse der Lernenden anzupassen.   ■

Fast eine Million
Jährlicher Betrag, der dem 
Fonds zur Verfügung steht, 
um die Weiterbildung von 
Erwachsenen zu unterstützen.

35 000 Franken
Maximale Unterstützung, 
die für die Einrichtung eines 
neuen Bildungsangebots 
gewährt werden kann.

10 %
Anteil der Kosten eines 
Projekts, der übernommen 
werden kann, insbesondere 
für Konferenzen oder 
Veranstaltungen von 
Promotion.

„ Im Wallis verfügen rund 22 % 
der Bevölkerung, also etwa 80 000 

Erwachsene, nicht über ausreichende 
Lese- und Schreibkenntnisse – 

eine sehr hohe Zahl “   
Emmanuelle Sarrasin, Direktorin von Lire et Ecrire Valais. 
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Agenda
2025

November
11 - 12	 Der Herbstausverkauf
11 - 14	 Session des Grossen Rates
30	 Eidgenössische Abstimmungen

Dezember
16 - 19	 Session des Grossen Rates

2026

Januar
27 - 29	 Agrovina

März
6 - 8	 Der Flohmarkt von Martinach
8	 Eidgenössische Abstimmungen
9 - 13	 Session des Grossen Rates
27 - 29	 Passion Auto Show

Feiertage 2025

Montag 8. Dezember	 Empfängnis
Donnerstag 25. Dezember	 Weihnachten

Feiertage 2026

Donnerstag 1. Januar	 Neujahr
Donnerstag 19. März	 St. Joseph
Donnerstag, 14. Mai	 Auffahrt
Donnerstag, 4. Juni	 Fronleichnam
Samstag, 1. August	 Nationalfeiertag
Samstag, 15. August	 Himmelfahrt
Sonntag 1. November	 Allerheiligen
Dienstag, 8. Dezember	 Empfängnis
Freitag, 25. Dezember	 Weihnachten
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